
Engagements reduzieren. Kredite für Kom-
munen, die zuvor als nahezu unbegrenzt 
verfügbares Gut betrachtet wurden, werden 
nur noch in spürbar reduzierter Form vor-
handen sein. Ein Miteinander von Kredit-
gebern und -nehmern auf Augenhöhe ist 
daher umso wichtiger. Kapitalmarktversierte 
Banken können den Kommunen in diesem 
Zusammenhang dabei helfen, alternative Fi-
nanzierungsinstrumente zu bedienen. Ein 
externes Rating kann dabei eine Investi-
tionsentscheidung für die Marktteilnehmer 
und damit den Einstieg in den Kapitalmarkt 
erleichtern.

Everling: Tatsächlich zwingt die Verknap-
pung des Eigenkapitals die Banken dazu, 
noch strikter ihre Prioritäten zu setzen und 
auch den Fall einzukalkulieren, dass es bei 
Kommunen zu Zahlungsverzögerungen 
kommt.

RISIKO MANAGER: Auf der anderen Seite 
hat die Finanzkrise die strukturellen Schwä-
chen der kommunalen Finanzierung dras-
tisch offengelegt. Was können Städte und 
Gemeinden tun, um ihre angeschlagenen 
Haushalte zu sanieren?

Dreier: Wir müssen Angebote und Stan-
dards in allen Bereichen zurückfahren, 
eine Schuldenfreiheit anstreben bzw. kon-
sequent umsetzen und möglichst keine 
Neuverschuldungen bewilligen. Das gilt 
aber nicht für rentierliche Bereiche, z.B. 
mit der Zielsetzung der Energieeinsparung 
oder langfristiger Gewinnerzielung durch 
regenerative Energie, z.B. Windkraft. Nur so 
viel: Steuererhöhungen helfen meist nicht 
aus der Misere, da das „Mehr“ auch wieder 
ausgegeben wird.

Otte: Die finanzielle Lage der Kommu-
nen ist sehr heterogen. Obwohl die In-
anspruchnahme von Kassenkrediten von 
Kommunen gerade in den letzten beiden 
Jahren explosionsartig angestiegen ist, be-
sitzen einige Gebietskörperschaften gerade 
in Baden-Württemberg oder Bayern noch 
Gestaltungsspielräume. Es gibt Beispiele 
für erfolgreiche Sanierungen, wie etwa 
die Stadt Düsseldorf, die sich von Beteili-
gungen trennte, oder die Stadt Langenfeld, 
die bereits Ende der 80er einen Sparkurs 
eingeschlagen hat. Natürlich gilt es aber 
zu bedenken, dass den Kommunen ihre 
Aufgaben in weiten Teilen gesetzlich vor-
geschrieben sind und sie auch ihre Ein-
nahmesituation nur sehr begrenzt steuern 

können. Besonders in strukturschwachen 
Regionen ist dann ein strukturelles Defizit 
nicht ohne weiteres zu beheben. Dennoch 
ist es auch gerade hier wichtig, ein realis-
tisches Bild der finanziellen Situation zu 
schaffen. Dies muss die Einführung der 
Doppik in der Buchführung bedeuten; es 
muss klar sein, was die Kernaufgaben der 
Kommunen sind und wie man diese rea-
listisch erfüllen kann. Wer aber mehr Ei-
genverantwortung der Kommunen fordert, 
muss ihnen eben auch ein paar zusätz-
liche Freiheiten einräumen und darf ihnen 
nicht nur den Anstieg der Sozialausgaben 
aufbürden. Diese Freiräume würden dazu 
führen, dass es langfristig größere Unter-
schiede in den kommunalen Leistungen 
und deshalb auch mehr Wettbewerb gibt. 
Letztendlich müssen wir entscheiden, ob 
wir das wirklich wollen.

Dette: Der Königsweg zur Sanierung von 
Haushalten ist trotz umfangreichster Li-
teratur, vielfältiger Hinweise von Rech-
nungshöfen und Aufsichtsbehörden nicht 
erkennbar. In der Praxis hat sich ein Mix 
aus Aufgabenkritik, Prioritätensetzung bei 
den freiwilligen Leistungen und Investiti-
onen, Kostendeckung bei den Gebühren-
haushalten, Ausschöpfung kommunaler 
Einnahmemöglichkeiten und Aktivierung 
kommunalen Vermögens als gangbarer 
Weg gezeigt.

Kuper: Neben den eigenen Konsolidie-
rungsanstrengungen, die jede Stadt und 
Gemeinde individuell ermitteln und 
durchsetzen muss und dabei insbesonde-
re Einsparungen durch interkommunale 
Zusammenarbeit und Absenkung von 
Standards ergreifen muss, hat gerade die 
Politik eine besondere Verantwortung ge-
genüber seinen Kommunen. Neben einer 
wirksamen Soforthilfe („Bail-out“) für alle 
notleidenden Kommunen mit einer nach 
transparenten und gerechten Kriterien ver-
teilten Soforthilfe , die sowohl den Anstieg 
der Kassenkredite und damit das Zinsän-
derungsrisiko, als auch den schnellstmög-
lichen Haushaltsausgleich im Fokus hat, 
müssen auch strukturelle Änderungen in 
der Kommunalfinanzierung angegangen 
werden. Dabei darf es nicht dazu kommen, 
dass die ärmeren Kommunen die ärmsten 
Kommunen unterstützen und dadurch 
selbst in eine finanzielle Schieflage gera-
ten. Selbst bei einem starken Abbau der 
Verbindlichkeiten durch die Sofortmaß-
nahme wird langfristig die strukturelle Un-

terfinanzierung nicht beseitigt. Es bleibt 
ein negativer Finanzierungsaldo dauerhaft 
erhalten, mit der Konsequenz, dass auf 
absehbare Zeit wieder neue Schulden (also 
auch Kassenkredite) aufgebaut werden. 
Deshalb müssen  neben der  notwendigen 
Symptombekämpfung strukturelle Ände-
rungen der Gemeindefinanzierung ange-
gangen werden ist.  Ein erster erfreulicher 
und wichtiger Schritt ist die Entlastung 
durch die Übernahme der Kosten der 
Grundsicherung durch den Bund. Durch 
diese Maßnahme werden die nordrhein-
westfälischen Kommunen ab dem Jahr 
2014, wenn der Bund 100 % der Grundsi-
cherungskosten übernimmt, um rund eine 
Milliarde Euro entlastet. Zusätzlich aber 
muss auch das Land weitere Verantwor-
tung für seine Kommunen übernehmen. 

RISIKO MANAGER: Gleichwohl müssen die 
Kommunen umdenken und ihre Finanzie-
rungsgrundlagen verbreitern.

Kuper: Neben dem klassischen Kommu-
naldarlehen können bei größeren Sum-
men Schuldscheine und Anleihen, wie 
sie z.B. von der Stadt Essen ausgegeben 
werden, Teil eines modernen Schulden-
managements sein. Durch solche Ergän-
zungen kann das kommunale Finanzma-
nagement auf eine breitere, risikoärmere 
Basis gestellt werden. Hierfür benötigen 
allerdings insbesondere die mittleren und 
kleineren Kommunen Hilfe. 

Otte: Es gibt eine ganze Reihe verschie-
dener Finanzierungsinstrumente. Und 
auch innerhalb dieser Instrumente gibt es 
verschiedene Abstufungen, die für die ver-
schiedenen kommunalen Akteure unter-
schiedlich gut geeignet sind. Große Städ-
te wie Hannover oder Essen haben auch 
schon erfolgreich Anleihen am Kapital-
markt begeben und eine erfolgreiche Plat-
zierung der ebenfalls relativ verbreiteten 
Schuldscheindarlehen haben wir gerade 
bei der Stadt Wiesbaden erlebt. Interessant 
für kleinere Städte können beispielsweise 
Anleihen sein, die an die eigenen Bürger 
ausgegeben werden. Ich glaube, dass es 
bei vielen eine Bereitschaft gäbe die eigene 
Stadt zu unterstützen.

Dreier: Für eine Stadt wie Salzkotten 
kommt, sofern notwendig, nur der klas-
sische Kommunalkredit in Frage, da der 
Beschaffungsaufwand und die Konditi-
onen sehr niedrig sind. 
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Fotonachlese

Risk Governance-Konferenz 2015 
in Siegen

Impressionen von der Konferenz. Dr. Friedrich Sommer (vorne) und Ivo Schedlinsky (daneben) von der Universität Münster. 

Blick ins gut gefüllte Auditorium, im Vordergrund das Forscherteam der Universität. 

Am 14. und 15. Oktober war es wieder 
so weit: Arnd Wiedemann, Inhaber 

des Lehrstuhls für Finanz­ und Bankma­
nagement an der Universität Siegen, konn­
te als Sprecher der Forschergruppe „Risk 
Governance“ knapp 70 Teilnehmer zur 
diesjährigen – und damit bereits dritten – 
Risk Governance begrüßen. 

Gerade die aktuellen Ereignisse in der 
Automobilindustrie, aber auch in der Ban­
kenbranche, geben dem neuen For­

schungsfeld weiteren Auftrieb: Risk Gover­
nance schlägt die Brücke zwischen Corpo­
rate Governance auf der einen und Risiko­
management auf der anderen Seite. Diese 
bewusst gestaltete Verbindung zwischen 
einer Corporate Governance, die eher stra­
tegisch­politisch denn finanziell­ökono­
misch ausgerichtet und stärker auf demo­
kratische Führung, Transparenz und Nach­
haltigkeit fokussiert ist, und einem opera­
tiven Risikomanagement, das im Rahmen 

des bekannten Risikomanagementkreis­
laufs eine breite Palette an Risiken abdeckt, 
scheint notwendiger denn je. 

Wie im Vorjahr unterteilte sich die Kon­
ferenz in einen Forschungstag und einen 
Praxistag. In ihrem Beitrag „Risk Gover­
nance – Nailing Jelly to a Wall“ präsentier­
ten die beiden Siegener Forscher Volker 
Stein (Lehrstuhl für Personalmanagement 
und Organisation) und Arnd Wiedemann 
ihr konzeptionelles Grundverständnis von 
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Junior-Professor und Mitveranstalter Dr. Michael Torben Menk 
von der Universität Siegen. 

Prof. Dr. Gunnar Schwarting von der Deutschen Universität für Verwaltungswissenschaften 
Speyer. 

Prof. Dr. Arnd Wiedemann (rechts) stellt den Editor des JBE-Son-
derhefts „Risk Governance“ Prof. Dr. Rainer Baule (links) von der 
FernUniversität Hagen vor. 

Risk Governance. Schon der Titel des Vor­
trags verdeutlicht die Herausforderung, 
den Nutzen einer eigenständigen betrieb­
lichen Risk­Governance­Funktion heraus­
zuarbeiten, die den bestehenden Corpo­
rate­Governance­ und Risikomanagement­
strukturen einen institutionellen Rahmen 
für neue, bislang weitgehend vernachläs­
sigte Aufgaben und Funktionalitäten hin­
zufügen will.

Aus Gießen trug das Forscherteam De­
nise Scheld, Johannes Paha und Nicolas 
Fandrey unter dem Titel „A Risk Gover­
nance Approach to Managing Antitrust 

Risks in the Banking Industry“ ihren steu­
erungsbezogenen Vorschlag für ein kartell­
rechtliches Risikomanagement vor. Das 
Team des Lehrstuhls für Innovationsma­
nagement und Entrepreneurship der Han­
delshochschule Leipzig, Andreas Pinkwart, 
Dorian Proksch, Michael Schefczyk und 
Wiebke Stranz, beschäftigte sich mittels 
einer empirischen Längsschnittanalyse 
von 93 Venture­Capital­Gesellschaften mit 
dem Ausfallrisiko von Portfoliounterneh­
men. 

Thomas Demmer von der Universität 
Siegen Business School widmete sich un­

ter dem Titel „Managing Trust – Economic 
(Science) Illusion and Social Reality“ der 
Frage, welche risikobezogene Rolle Ver­
trauen in der dynamischen Kunde­Bank­
Beziehung spielt. „Big Data Risk Gover­
nance“ war das Stichwort von Tobias M. 
Scholz vom Lehrstuhl für Personalma­
nagement und Organisation der Universi­
tät Siegen, welches er zur konzeptionellen 
Integration von Big Data und Risk Gover­
nance nutzte. In einem weiteren konzep­
tionellen Beitrag widmete sich Natalie 
Schmücker vom Lehrstuhl für Finanz­ und 
Bankmanagement der Universität Siegen 

Prof. Dr. Volker Stein vom Lehrstuhl für 
Personalmanagement und Organisation 
der Universität Siegen.
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munen, die zuvor als nahezu unbegrenzt 
verfügbares Gut betrachtet wurden, werden 
nur noch in spürbar reduzierter Form vor-
handen sein. Ein Miteinander von Kredit-
gebern und -nehmern auf Augenhöhe ist 
daher umso wichtiger. Kapitalmarktversierte 
Banken können den Kommunen in diesem 
Zusammenhang dabei helfen, alternative Fi-
nanzierungsinstrumente zu bedienen. Ein 
externes Rating kann dabei eine Investi-
tionsentscheidung für die Marktteilnehmer 
und damit den Einstieg in den Kapitalmarkt 
erleichtern.

Everling: Tatsächlich zwingt die Verknap-
pung des Eigenkapitals die Banken dazu, 
noch strikter ihre Prioritäten zu setzen und 
auch den Fall einzukalkulieren, dass es bei 
Kommunen zu Zahlungsverzögerungen 
kommt.

RISIKO MANAGER: Auf der anderen Seite 
hat die Finanzkrise die strukturellen Schwä-
chen der kommunalen Finanzierung dras-
tisch offengelegt. Was können Städte und 
Gemeinden tun, um ihre angeschlagenen 
Haushalte zu sanieren?

Dreier: Wir müssen Angebote und Stan-
dards in allen Bereichen zurückfahren, 
eine Schuldenfreiheit anstreben bzw. kon-
sequent umsetzen und möglichst keine 
Neuverschuldungen bewilligen. Das gilt 
aber nicht für rentierliche Bereiche, z.B. 
mit der Zielsetzung der Energieeinsparung 
oder langfristiger Gewinnerzielung durch 
regenerative Energie, z.B. Windkraft. Nur so 
viel: Steuererhöhungen helfen meist nicht 
aus der Misere, da das „Mehr“ auch wieder 
ausgegeben wird.

Otte: Die finanzielle Lage der Kommu-
nen ist sehr heterogen. Obwohl die In-
anspruchnahme von Kassenkrediten von 
Kommunen gerade in den letzten beiden 
Jahren explosionsartig angestiegen ist, be-
sitzen einige Gebietskörperschaften gerade 
in Baden-Württemberg oder Bayern noch 
Gestaltungsspielräume. Es gibt Beispiele 
für erfolgreiche Sanierungen, wie etwa 
die Stadt Düsseldorf, die sich von Beteili-
gungen trennte, oder die Stadt Langenfeld, 
die bereits Ende der 80er einen Sparkurs 
eingeschlagen hat. Natürlich gilt es aber 
zu bedenken, dass den Kommunen ihre 
Aufgaben in weiten Teilen gesetzlich vor-
geschrieben sind und sie auch ihre Ein-
nahmesituation nur sehr begrenzt steuern 

können. Besonders in strukturschwachen 
Regionen ist dann ein strukturelles Defizit 
nicht ohne weiteres zu beheben. Dennoch 
ist es auch gerade hier wichtig, ein realis-
tisches Bild der finanziellen Situation zu 
schaffen. Dies muss die Einführung der 
Doppik in der Buchführung bedeuten; es 
muss klar sein, was die Kernaufgaben der 
Kommunen sind und wie man diese rea-
listisch erfüllen kann. Wer aber mehr Ei-
genverantwortung der Kommunen fordert, 
muss ihnen eben auch ein paar zusätz-
liche Freiheiten einräumen und darf ihnen 
nicht nur den Anstieg der Sozialausgaben 
aufbürden. Diese Freiräume würden dazu 
führen, dass es langfristig größere Unter-
schiede in den kommunalen Leistungen 
und deshalb auch mehr Wettbewerb gibt. 
Letztendlich müssen wir entscheiden, ob 
wir das wirklich wollen.

Dette: Der Königsweg zur Sanierung von 
Haushalten ist trotz umfangreichster Li-
teratur, vielfältiger Hinweise von Rech-
nungshöfen und Aufsichtsbehörden nicht 
erkennbar. In der Praxis hat sich ein Mix 
aus Aufgabenkritik, Prioritätensetzung bei 
den freiwilligen Leistungen und Investiti-
onen, Kostendeckung bei den Gebühren-
haushalten, Ausschöpfung kommunaler 
Einnahmemöglichkeiten und Aktivierung 
kommunalen Vermögens als gangbarer 
Weg gezeigt.

Kuper: Neben den eigenen Konsolidie-
rungsanstrengungen, die jede Stadt und 
Gemeinde individuell ermitteln und 
durchsetzen muss und dabei insbesonde-
re Einsparungen durch interkommunale 
Zusammenarbeit und Absenkung von 
Standards ergreifen muss, hat gerade die 
Politik eine besondere Verantwortung ge-
genüber seinen Kommunen. Neben einer 
wirksamen Soforthilfe („Bail-out“) für alle 
notleidenden Kommunen mit einer nach 
transparenten und gerechten Kriterien ver-
teilten Soforthilfe , die sowohl den Anstieg 
der Kassenkredite und damit das Zinsän-
derungsrisiko, als auch den schnellstmög-
lichen Haushaltsausgleich im Fokus hat, 
müssen auch strukturelle Änderungen in 
der Kommunalfinanzierung angegangen 
werden. Dabei darf es nicht dazu kommen, 
dass die ärmeren Kommunen die ärmsten 
Kommunen unterstützen und dadurch 
selbst in eine finanzielle Schieflage gera-
ten. Selbst bei einem starken Abbau der 
Verbindlichkeiten durch die Sofortmaß-
nahme wird langfristig die strukturelle Un-

terfinanzierung nicht beseitigt. Es bleibt 
ein negativer Finanzierungsaldo dauerhaft 
erhalten, mit der Konsequenz, dass auf 
absehbare Zeit wieder neue Schulden (also 
auch Kassenkredite) aufgebaut werden. 
Deshalb müssen  neben der  notwendigen 
Symptombekämpfung strukturelle Ände-
rungen der Gemeindefinanzierung ange-
gangen werden ist.  Ein erster erfreulicher 
und wichtiger Schritt ist die Entlastung 
durch die Übernahme der Kosten der 
Grundsicherung durch den Bund. Durch 
diese Maßnahme werden die nordrhein-
westfälischen Kommunen ab dem Jahr 
2014, wenn der Bund 100 % der Grundsi-
cherungskosten übernimmt, um rund eine 
Milliarde Euro entlastet. Zusätzlich aber 
muss auch das Land weitere Verantwor-
tung für seine Kommunen übernehmen. 

RISIKO MANAGER: Gleichwohl müssen die 
Kommunen umdenken und ihre Finanzie-
rungsgrundlagen verbreitern.

Kuper: Neben dem klassischen Kommu-
naldarlehen können bei größeren Sum-
men Schuldscheine und Anleihen, wie 
sie z.B. von der Stadt Essen ausgegeben 
werden, Teil eines modernen Schulden-
managements sein. Durch solche Ergän-
zungen kann das kommunale Finanzma-
nagement auf eine breitere, risikoärmere 
Basis gestellt werden. Hierfür benötigen 
allerdings insbesondere die mittleren und 
kleineren Kommunen Hilfe. 

Otte: Es gibt eine ganze Reihe verschie-
dener Finanzierungsinstrumente. Und 
auch innerhalb dieser Instrumente gibt es 
verschiedene Abstufungen, die für die ver-
schiedenen kommunalen Akteure unter-
schiedlich gut geeignet sind. Große Städ-
te wie Hannover oder Essen haben auch 
schon erfolgreich Anleihen am Kapital-
markt begeben und eine erfolgreiche Plat-
zierung der ebenfalls relativ verbreiteten 
Schuldscheindarlehen haben wir gerade 
bei der Stadt Wiesbaden erlebt. Interessant 
für kleinere Städte können beispielsweise 
Anleihen sein, die an die eigenen Bürger 
ausgegeben werden. Ich glaube, dass es 
bei vielen eine Bereitschaft gäbe die eigene 
Stadt zu unterstützen.

Dreier: Für eine Stadt wie Salzkotten 
kommt, sofern notwendig, nur der klas-
sische Kommunalkredit in Frage, da der 
Beschaffungsaufwand und die Konditi-
onen sehr niedrig sind. 
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Thomas Demmer von der Universität 
Siegen Business School. 

Prof. Dr. Arnd Wiedemann, Universität 
Siegen eröffnete die Konferenz. 

Von der Handelshochschule Leipzig kamen (von rechts nach links) Wiebke Stranz, 
Dr. Dorian Proksch und Prof. Dr. Andreas Pinkwart. 

dem immer offenkundiger werdenden 
Problem, wie Modellrisiken gemessen und 
im Entscheidungsverhalten von Managern 
berücksichtigt werden können. 

Kevin Kinne von der Technischen Uni­
versität Chemnitz lenkte das Interesse auf 
die Analyse unterschiedlicher Besteue­
rungsmodelle von Wandelschuldbeschrei­
bungen. Ivo Schedlinsky, Friedrich Som­
mer  und Arnt Wöhrmann von der Univer­
sität Münster stellten die Ergebnisse ihrer 
experimentellen Studie zum Einfluss des 
Gewinneranteils bei Turniervergütungen 
auf die Bereitschaft zur Risikoübernahme 

vor. Remmer Sassen, Anne­Kathrin Hinze 
von der Universität Hamburg und Inga 
Hardeck von der Europa­Universität Viad­
rina Frankfurt (Oder) widmeten sich in 
ihrer empirischen Studie dem Einfluss von 
Umwelt­, Sozial­ und Governance­Fakto­
ren auf das Unternehmensrisiko. 

Am Praxistag wurde in diesem Jahr ne­
ben dem traditionellen Banken­Schwer­
punkt, zu dem der Mitveranstalter der 
Konferenz, Junior­Professor Michael Tor­
ben Menk, mit seinem perspektivischen 
Eröffnungsbeitrag „Reform der Reform – 
im Eilschritt zu Basel IV“ zum Nachden­

ken anregte, ein zweiter Schwerpunkt auf 
Risk­Governance­Fragen in Kommunen 
gelegt. Thematisch näher betrachtet wur­
den der Einsatz von Derivaten in Kommu­
nen, Beihilferisiken in Kommunen sowie 
die persönliche Haftung von Amtsträgern 
der öffentlichen Hand. Darüber hinaus 
wurde eine aktuelle Studie zum Stand der 
Implementierung eines kommunalen 
Schuldenmanagements in Deutschland 
vorgestellt. 

Das vollständige Konferenzprogramm 
sowie die Vorträge zum Download finden 
sich unter www.riskgovernance.de.

Dr. Jean-Pierre Bußalb von der BaFin 
berichtete über Vermögensanlagen nach 
dem Kleinanlegerschutzgesetz. 

RA Marc Tepfer von RSM Altavis 
Hamburg referierte über Beihilferisiken 
in Kommunen. 
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